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BETREFF  Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO); 
  Anpassung des AEAO zu § 154 an die Rechtsänderungen durch das 
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   BEZUG  TOP 20.1 der Sitzung AO IV/2017 
   GZ  IV A 3 - S 0325/17/10001 

DOK  2017/1030825 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird im Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 
S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2017- IV C 4 - 
S 0185/14/10002 :001 (BStBl I S. …) geändert worden ist, die Regelung zu § 154 AO mit 
Wirkung ab 1. Januar 2018 wie folgt gefasst: 
 
„AEAO zu § 154 - Kontenwahrheit 
 
1. Verbot der Verwendung falscher oder erdichteter Namen 
 

Das Verbot, falsche oder erdichtete Namen zu verwenden, richtet sich an denjenigen, 
der als Kunde bei einem anderen ein Konto errichten lassen will oder Buchungen vor-
nehmen lässt. Wegen des Verbots im eigenen Geschäftsbetrieb falsche oder erdichtete 
Namen für Konten zu gebrauchen, Hinweis auf § 146 Abs. 1 AO. 
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2. Konten auf den Namen Dritter/CpD-Konten 
 

Es ist zulässig, Konten auf den Namen Dritter zu errichten, hierbei ist die Existenz des 
Dritten nachzuweisen. Vgl. dazu auch Nr. 7.2 des AEAO zu § 154. Der ausdrück-
lichen Zustimmung des Dritten bedarf es nicht.  
Verboten ist die Abwicklung von Geschäftsvorfällen über sog. CpD-Konten, wenn der 
Name des Beteiligten bekannt ist oder unschwer ermittelt werden kann und für ihn be-
reits ein entsprechendes Konto geführt wird. 

 
3. Konto 
 

Konto i. S. d. § 154 Abs. 2 AO ist jede für einen Dritten im Rahmen einer laufenden 
Geschäftsverbindung geführte Rechnung, in der Zu- und Abgänge der Vermögensge-
genstände erfasst werden. Hierzu zählen auch Kredit- und Darlehenskonten sowie 
Konten über ausländische Währung oder über elektronisches Geld. Konten, die nicht 
„für einen anderen“ geführt werden, sind keine Konten i. S. d. § 154 Abs. 2 AO (z. B. 
ein Warenforderungskonto oder ein Kontokorrentkonto i. S. d. § 355 HGB bei einem 
Geschäftspartner). 

 
4. Verfügungsberechtigter 
  

Verfügungsberechtigte i. S. d. § 154 Abs. 2 AO sind  
 
- sowohl der Gläubiger der Forderung (Kontoinhaber) und seine gesetzlichen 

Vertreter  
- als auch jede andere Person, die zur Verfügung über das Konto bevollmächtigt ist 

(Kontovollmacht).  
 
Dies gilt entsprechend für die Verwahrung von Wertsachen sowie für die Überlassung 
von Schließfächern.  
 
Personen, die aufgrund Gesetzes oder Rechtsgeschäfts zur Verfügung berechtigt sind, 
ohne dass diese Berechtigung dem Kreditinstitut usw. mitgeteilt worden ist, gelten in-
soweit nicht als Verfügungsberechtigte. 
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5. Wirtschaftlich Berechtigter  
 

Wirtschaftlich Berechtigter i. S. d. § 154 AO ist derjenige, der auch nach § 3 GwG 
wirtschaftlich Berechtigter ist. 
 
Wirtschaftlich Berechtigter i. S. d. § 3 Abs. 1 GwG ist die natürliche Person, in deren 
Eigentum oder unter deren Kontrolle der Vertragspartner letztlich steht oder auf deren 
Veranlassung eine Transaktion letztlich durchgeführt oder eine Geschäftsbeziehung 
letztlich begründet wird. Zu den wirtschaftlich Berechtigten zählen insbesondere die in 
den § 3 Abs. 2 bis 4 GwG aufgeführten natürlichen Personen, auch die fingierten wirt-
schaftlich Berechtigten i. S. d. § 3 Abs. 2 Satz 4 GwG. 

 
6. Verpflichteter 
 

Verpflichteter i. S. d. § 154 Abs. 2 AO ist jeder, der für einen anderen  
- Konten führt,  
- Wertsachen verwahrt,  
- Wertsachen als Pfand nimmt oder  
- ein Schließfach überlässt. 

 
7. Identifizierungs- und Aktualisierungspflicht 
 
7.1 Der Verpflichtete hat sich nach § 154 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO vor Beginn dieser Ge-

schäftsbeziehung Gewissheit über die Person und Anschrift  
- jedes Verfügungsberechtigten (vgl. Nr. 4 des AEAO zu § 154) und  
- jedes wirtschaftlich Berechtigten (vgl. Nr. 5 des AEAO zu § 154) 
zu verschaffen. Dies gilt nicht nur für Kreditinstitute, sondern auch im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr und für Privatpersonen.  

 
7.1.1 Ist ein Verfügungsberechtigter eine natürliche Person, hat der Verpflichtete nach § 154 

Abs. 2 Satz 2 AO i. V. m. § 11 Abs. 4 Nummer 1 GwG durch Abgleich mit einem 
amtlichen Ausweispapier oder Ausweisersatzpapier folgende Angaben zu erheben:  
a) Vorname und Nachname, 
b) Geburtsort, 
c) Geburtsdatum, 
d) Staatsangehörigkeit und 
e) eine Wohnanschrift oder, sofern kein fester Wohnsitz mit rechtmäßigem Auf-

enthalt in der Europäischen Union besteht und die Überprüfung der Identität im 
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Rahmen des Abschlusses eines Basiskontovertrags im Sinne von § 38 des Zah-
lungskontengesetzes erfolgt, die postalische Anschrift, unter der der Vertrags-
partner sowie die gegenüber dem Verpflichteten auftretende Person erreichbar ist. 
Ein vorübergehender Wohnsitz (z. B. Hoteladresse) reicht nicht aus. 

 
7.1.2 Ist ein Verfügungsberechtigter eine juristische Person (Körperschaft des öffentlichen 

Rechts, AG, GmbH usw.), reicht die Bezugnahme auf eine amtliche Veröffentlichung 
oder ein amtliches Register unter Angabe der Register-Nr. aus.  

 
7.2 Wird ein Konto auf den Namen eines verfügungsberechtigten Dritten errichtet, müssen 

die Angaben über Person und Anschrift sowohl des Kontoinhabers als auch desjeni-
gen, der das Konto errichtet, festgehalten werden. Steht der Verfügungsberechtigte 
noch nicht fest (z. B. der unbekannte Erbe), reicht es aus, wenn das Kreditinstitut sich 
zunächst Gewissheit über die Person und Anschrift des das Konto Errichtenden (z. B. 
des Nachlasspflegers) verschafft; die Legitimation des Kontoinhabers ist sobald wie 
möglich nachzuholen. 

 
7.3 Hinsichtlich des wirtschaftlich Berechtigten sind (mindestens ein) Vorname, der Nach-

name und die Anschrift zu erheben. Der Vertragspartner des Kreditinstituts hat diesem 
die hierzu erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen (vgl. 
§ 11 Abs. 6 GwG). 
 
Die Verpflichtung, sich Gewissheit über die Person und Anschrift jedes wirtschaftlich 
Berechtigten i. S. d. § 3 GwG zu verschaffen, gilt nach Art. 97 § 26 Abs. 4 EGAO 
erstmals für nach dem 31.12.2017 begründete Geschäftsbeziehungen.  
 
Für vor dem 1.1.2018 begründete und auch danach weiterbestehende Geschäftsbezie-
hungen zu Kreditinstituten ist die Übergangsregelung in Art. 97 § 26 Abs. 5 EGAO zu 
beachten (Nacherhebungspflicht bis 31.12.2019). 
 

7.4 Der Verpflichtete hat die Geschäftsbeziehung außerdem kontinuierlich zu überwachen 
und die Daten über Person und Anschrift in angemessenem zeitlichem Abstand zu 
aktualisieren (§ 154 Abs. 2 Satz 4 AO). 

 
8. Aufzeichnungspflicht 
 
8.1 Die Angaben i. S. d. Nummer 7 des AEAO zu § 154 sind gemäß § 154 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 AO in geeigneter Form festzuhalten, bei Konten auf dem Konto. Es ist unzuläs-
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sig, Name und Anschrift des Verfügungsberechtigten lediglich in einer vertraulichen 
Liste zu führen und das eigentliche Konto nur mit einer Nummer zu kennzeichnen. 
Die Führung sog. Nummernkonten ist verboten.  

 
8.2  Bei Auflösung des ersten Kontos müssen die Identifikationsmerkmale auf das zweite 

bzw. weitere Konto bzw. auf die betreffenden Kontounterlagen übertragen werden. 
 
8.3 Die Verpflichtung, die Angaben über die Person und Anschrift jedes wirtschaftlich 

Berechtigten im Sinne des GwG in geeigneter Form festzuhalten, gilt nach Art. 97 
§ 26 Abs. 4 EGAO erstmals für nach dem 31.12.2017 begründete Geschäftsbezie-
hungen.  

 
Für vor dem 1.1.2018 begründete und auch danach weiterbestehende Geschäftsbezie-
hungen zu Kreditinstituten ist die Übergangsregelung in Art. 97 § 26 Abs. 5 EGAO zu 
beachten. 
 

9. Auskunftsbereitschaft 
 
9.1 Jeder Verpflichtete muss ein Verzeichnis der Verfügungsberechtigten und der wirt-

schaftlich Berechtigten führen, um jederzeit über die Konten und Schließfächer eines 
Verfügungsberechtigten oder eines wirtschaftlich Berechtigten Auskunft geben zu 
können. 

 
Die Verpflichtung zur Herstellung der Auskunftsbereitschaft besteht gemäß § 147 
Abs. 3 AO noch sechs Jahre nach Beendigung der Geschäftsbeziehung, bei Bevoll-
mächtigten sechs Jahre nach Erlöschen der Vollmacht. Diese Frist beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahrs, in dem die Geschäftsbeziehung beendet wurde oder die Vollmacht 
erloschen ist. 
 

9.2 Die Verpflichtung, ein Verzeichnis der wirtschaftlich Berechtigten zu führen, gilt nach 
Art. 97 § 26 Abs. 4 EGAO erstmals für nach dem 31.12.2017 begründete Geschäftsbe-
ziehungen.  
   
Für vor dem 1.1.2018 begründete und auch danach weiterbestehende Geschäftsbezie-
hungen zu Kreditinstituten ist die Übergangsregelung in Art. 97 § 26 Abs. 5 EGAO zu 
beachten. 
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10. Erhebung und Aufzeichnung steuerlicher Ordnungsmerkmale und Vergeblich-
keitsmeldung 

 
10.1 Die Verpflichtung zur Erhebung und Aufzeichnung der steuerlichen Ordnungsmerk-

male des Kontoinhabers, jedes anderen Verfügungsberechtigten und jedes wirtschaft-
lich Berechtigten nach § 154 Abs. 2a Satz 1 AO gilt nur für Kreditinstitute, nicht für 
andere Verpflichtete i. S. d. § 154 Abs. 2 Satz 1 AO. Diese Daten sind nach § 93b 
Abs. 1a AO im Kontenabruf-Dateisystem zum Abruf nach § 93 Abs. 7 oder 8 AO 
bereitzuhalten. 
 
Diese Verpflichtung gilt auch für nicht im Inland ansässige Personen und Gesell-
schaften. 

 
10.2 Hat der Vertragspartner (oder gegebenenfalls für ihn handelnde Personen) dem Kredit-

institut die Identifikationsnummer einer der in Nr. 10.1 des AEAO zu § 154 genannten 
Person bis zur Begründung der Geschäftsbeziehung nicht mitgeteilt, muss das Kredit-
institut innerhalb von drei Monaten nach Begründung der Geschäftsbeziehung die 
fehlende Identifikationsnummer (durch Übertrag aus einer anderweitigen rechtmäßi-
gen Aufzeichnung oder durch maschinelle Anfrage beim BZSt) erheben und aufzeich-
nen.  
 

10.3 Die Ausnahmeregelung des § 154 Abs. 2a Satz 3 AO gilt nur für Kredite, die aus-
schließlich der Finanzierung privater Konsumgüter dienen. Sie gilt nicht für Kredite 
zur Finanzierung betrieblicher Investitionen oder Aufwendungen und auch nicht für 
den Erwerb privater Kapitalanlagen sowie von Vermögensgegenständen, die nicht 
zum privaten Ge- oder Verbrauch bestimmt sind.  
 
Soweit nicht ein verbundenes Geschäft i. S. d. § 358 Abs. 3 Satz 1 BGB über die 
Lieferung und Finanzierung eines privaten Konsumgutes vorliegt, kann das Kredit-
institut nur dann davon ausgehen, dass ein gewährter Kredit ausschließlich der 
Finanzierung privater Konsumgüter dient, wenn der Kreditnehmer dies ausdrücklich 
versichert hat und keine Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit dieser Versicherung 
vorliegen. 

 
10.4 Kreditrahmen i. S. d. § 154 Abs. 2a Satz 3 AO ist die betragsmäßige Obergrenze, bis 

zu der der Kreditnehmer bei einem Kreditgeber eine bestimmte Kreditart in Anspruch 
nehmen darf. Stellen mehrere private Konsumgüter eine Sachgesamtheit dar und wer-
den sie von einem Kreditgeber gleichwohl durch mehrere rechtlich voneinander unab-
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hängige Kredite finanziert, sind die Kredite bei Prüfung der Obergrenze zusammen zu 
rechnen. Werden mehrere private Konsumgüter bei verschiedenen voneinander unab-
hängigen Kreditgebern individuell finanziert, ist die Obergrenze für jeden Kredit ge-
sondert anzuwenden. 
 
Wird ein Kredit, der bisher die Voraussetzungen für die Anwendung der Ausnahme-
regelung des § 154 Abs. 2a Satz 3 AO erfüllte, später auf einen Kreditrahmen von 
mehr als 12.000 Euro erhöht, sind die steuerlichen Ordnungsmerkmale des Konto-
inhabers, jedes anderen Verfügungsberechtigten und jedes wirtschaftlich Berechtigten 
nachträglich zu erheben und aufzuzeichnen. 
 
Sofern der Beitrag für die Restschuldversicherung auch aus der Kreditsumme gezahlt 
(einbehalten) und der Darlehensbetrag nur abzüglich dieser Summe ausgeschüttet 
wird, ist der Beitrag zur Restschuldversicherung mit zu berücksichtigen. 
 

10.5 Die nach § 154 Abs. 2b AO beim BZSt erfragte Identifikationsnummer eines Konto-
inhabers, eines anderen Verfügungsberechtigten oder eines wirtschaftlich Berechtigten 
ist zusammen mit den nach § 154 Abs. 2 AO zu erhebenden Daten aufzuzeichnen und 
nach § 93b Abs. 1a AO im Kontenabruf-Dateisystem zum Abruf nach § 93 Abs. 7 
oder 8 AO bereitzuhalten. 

 
10.6 Soweit ein Kreditinstitut die nach § 154 Abs. 2a Satz 1 AO zu erhebenden Daten auf 

Grund unzureichender Mitwirkung des Vertragspartners (und gegebenenfalls für ihn 
handelnder Personen) nicht - auch nicht durch eine maschinelle Anfrage beim BZSt - 
ermitteln konnte, hat es diese Tatsache auf dem Konto festzuhalten (§ 154 Abs. 2c 
Satz 1 AO). Darüber hinaus hat das Kreditinstitut dem BZSt die jeweils betroffenen 
Personen, die betroffenen Konten sowie die hierzu von ihm erhobenen Daten bis Ende 
Februar des Folgejahrs zu übermitteln (§ 154 Abs. 2c Satz 2 AO). 

 
10.7 Ergeben die im Rahmen der Legitimationsprüfung nach § 154 Abs. 2 AO vorgelegten 

amtlichen Ausweispapiere oder Ausweisersatzpapiere (vgl. Nr. 7.1.1 des AEAO zu 
§ 154) und die erteilte Selbstauskunft des Geschäftspartners und/oder der für ihn han-
delnden Personen, dass der Kontoinhaber und ggf. alle weiteren zu identifizierenden 
Personen im Inland über keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt bzw. keinen 
Sitz, keine Betriebsstätte und keine Geschäftsleitung verfügen und ihnen auch kein 
steuerliches Ordnungsmerkmal zugeteilt worden ist, kann das Kreditinstitut auf die 
Abfrage der Identifikationsnummer beim BZSt nach § 154 Abs. 2b Satz 1 AO und die 
Vergeblichkeitsmeldung nach § 154 Abs. 2c AO verzichten, sofern kein Anlass dafür 
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besteht, die Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen oder der Selbstauskunft in Zweifel 
zu ziehen. Die Abfrage der Identifikationsnummer beim BZSt nach § 154 Abs. 2b 
Satz 1 AO und die Vergeblichkeitsmeldung nach § 154 Abs. 2c AO sind allerdings 
nachzuholen, wenn Umstände eintreten, die zu einer Änderung der Gegebenheiten 
führen. 
 

11. Erleichterungen gemäß § 154 Abs. 2d AO 
 
11.1 Erleichterungen hinsichtlich der Verfügungsberechtigten 
 

Nach § 154 Abs. 2d AO kann hinsichtlich der Verfügungsberechtigten in folgenden 
Fällen auf die Identifizierung (Nrn. 7 des AEAO zu § 154), die Aufzeichnung (Nrn. 8 
des AEAO zu § 154), die Herstellung der Auskunftsbereitschaft (Nr. 9 des AEAO zu 
§ 154) und die Erhebung der steuerlichen Ordnungsmerkmale (Nr. 10 des AEAO zu 
§ 154) verzichtet werden: 
 
a) bei Eltern als gesetzliche Vertreter ihrer minderjährigen Kinder, wenn die Voraus-

setzungen für die gesetzliche Vertretung bei Kontoeröffnung durch amtliche 
Urkunden nachgewiesen werden, 

 
b) bei Vormundschaften und Pflegschaften einschließlich Amtsvormundschaften und 

Amtspflegschaften, sowie bei rechtlicher Betreuung (§§ 1896 ff. BGB), 
 
c) bei Parteien kraft Amtes (Insolvenzverwalter, Zwangsverwalter, Nachlassver-

walter, Testamentsvollstrecker und ähnliche Personen), 
 
d) bei Pfandnehmern (insbesondere in Bezug auf Mietkautionskonten, bei denen die 

Einlage auf einem Konto des Mieters erfolgt und an den Vermieter verpfändet 
wird), 

 
e) bei Vollmachten auf den Todesfall (auch nach diesem Ereignis), 
 
f) bei Vollmachten zur einmaligen Verfügung über ein Konto, 
 
g) bei Verfügungsbefugnissen im Lastschriftverfahren (SEPA-Lastschrift oder 

elektronisches Einzugsermächtigungsverfahren mit Zahlungskarte), 
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h) bei Vertretung juristischer Personen des öffentlichen Rechts (einschließlich 
Eigenbetriebe), 

 
i) bei Vertretung von Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen, 
 
j) bei den als Vertretern eingetragenen Personen, die in öffentlichen Registern 

(Handelsregister, Vereinsregister) eingetragene Firmen oder Personen vertreten, 
 
k) bei Vertretung von Unternehmen, sofern schon mindestens fünf Personen, die in 

öffentliche Register eingetragen sind bzw. bei denen eine Legitimationsprüfung 
stattgefunden hat, Verfügungsbefugnis haben, 

 
l) bei vor dem 1.1.1992 begründeten, noch bestehenden oder bereits erloschenen 

Befugnissen. 
 
Bei öffentlichen Förderkrediten wird auf die Erhebung der steuerlichen Ordnungs-
merkmale (Nr. 10 des AEAO zu § 154) verzichtet, wenn die Abwicklung des Kredits 
über ein legitimationsgeprüftes Konto bei einem anderen Kreditinstitut erfolgt. 

 
11.2 Erleichterungen hinsichtlich der wirtschaftlich Berechtigten 
 

Hinsichtlich wirtschaftlich Berechtigter i. S. d. § 3 GwG kann nach § 154 Abs. 2d AO 
in folgenden Fällen auf die Identifizierung (Nrn. 7 des AEAO zu § 154), die Aufzeich-
nung (Nrn. 8 des AEAO zu § 154), die Herstellung der Auskunftsbereitschaft (Nr. 9 
des AEAO zu § 154) und die Erhebung der steuerlichen Ordnungsmerkmale (Nr. 10 
des AEAO zu § 154) verzichtet werden: 

 
- Der (ggf. nach § 3 Abs. 2 Satz 4 GwG fingierte) wirtschaftlich Berechtigte ist zu-

gleich Verfügungsberechtigter und für ihn wird nach Nr. 11.1 Satz 1 des AEAO 
zu § 154 auf eine Legitimationsprüfung verzichtet; 

 
- Nach dem GwG darf auf die Erfassung und Aufzeichnung des wirtschaftlich 

Berechtigten verzichtet werden (z. B. Mietkautionskonten auf den Namen des 
Vermieters, Anderkonten von Berufsträgern,  sonstige Konten mit geringem 
Risiko des Missbrauchs); 

 
- Wohnungseigentümer hinsichtlich des Kontos der Wohnungseigentümergemein-

schaft. 
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Bei öffentlichen Förderkrediten wird auf die Erhebung der steuerlichen Ordnungs-
merkmale (Nr. 10 des AEAO zu § 154) verzichtet, wenn die Abwicklung des Kredits 
über ein legitimationsgeprüftes Konto bei einem anderen Kreditinstitut erfolgt. 

 
11.3 Unberührt von diesen Erleichterungen bleibt die Befugnis der Finanzämter, im Be-

steuerungsverfahren Auskünfte von Auskunftspersonen (§§ 93, 94 AO) einzuholen 
und die Vorlage von Unterlagen (§ 97 AO) zu verlangen sowie in einem Strafverfah-
ren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen einer Steuer-
ordnungswidrigkeit die Befugnis zur Vernehmung von Zeugen oder zur Beschlag-
nahme von Unterlagen (§§ 208, 385, § 399 Abs. 2, § 410 AO). 
 

12. Haftung bei Verstoß gegen § 154 AO 
 
Die Verletzung der Verpflichtungen nach § 154 Abs. 2 bis 2d AO führt allein noch 
nicht zu einer Haftung des Verpflichteten. Es kann aber im Einzelfall eine Ordnungs-
widrigkeit i. S. d. § 379 Abs. 2 Nr. 2 AO vorliegen (vgl. dazu Nr. 13 des AEAO zu 
§ 154). 
 
Bei einem Verstoß gegen § 154 Abs. 3 AO haftet der Zuwiderhandelnde nach Maß-
gabe des § 72 AO.  
Waren mehrere Personen über ein Konto usw. verfügungsberechtigt (mit Ausnahme 
der in Nr. 8.1 genannten Fälle), bedarf es zur Herausgabe nach § 154 Abs. 3 AO u. U. 
der Zustimmung aller beteiligten Finanzämter. 
 

13. Ordnungswidrigkeiten 
 
Wegen der Ahndung einer Verletzung des § 154 Abs. 1 bis 2c AO als Ordnungswid-
rigkeit Hinweis auf § 379 Abs. 2 Nr. 2 AO.  
 
Wird festgestellt, dass die nach § 154 Abs. 2 bis 2c AO bestehenden Verpflichtungen 
nicht erfüllt sind, soll die für Straf- und Bußgeldsachen zuständige Stelle unterrichtet 
werden. Die Möglichkeit der Erzwingung der Verpflichtungen (§§ 328 ff. AO) bleibt 
unberührt.“ 

 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für eine 
Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
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(http://www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerverwal-
tung & Steuerrecht - Abgabenordnung - AO-Anwendungserlass) zum Download bereit. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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